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Verkündet

am 23. März 1960

I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

v Beklagten und Revisionsbe:legten‚
b81g818d8n2

' ' ° 0 . . o 0 6 ° 9 o 9 o o o o o \)

hat der 1‚ Senat des Bundessozialgerichts auf die

münäliche Verhandlung vom 23. März 1960, an der

mitgewirkt haben

Bundesrichter P e n q u i t t
als Vorsitzender,

Bundesrichter F e o h n e r
.

uni

Bundesrichter Dr„ H a u g
als weitere Berufsriohter,

Bundessozialrichter Dr. L e n h a r d t uh■

Bundessozialriohter D 6 w e 1 i n g
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgeriohts Nordrhein-Westfalen vom 1.”

Oktober 1958 wird zurückgewieseno ’

Kosten sind nicht zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n°
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Der Kläger möchte für die Zeit von Januar 1946ibis August 1948

in der Rentenversicherung der Angestellten (_AY.) nachversicheri

werden. Nach den Feststellungen des Lande330aialgerichts (LSG.-
befand er sich während dieser Zeit als Assessor (K) zur Vorbe—
reitung auf die große juristische Staatsprüfung im Justizdieus.
des beklagten Landes° Er erhielt Diäten als außerplanmäßigerk

Beamter. Mit dem Bestehen des Assessorexamens im August 1948

schied er aus dem Beamtenverhältnis aus. Seit August 1950 ber
treibt er das Verfahren auf seine Nachversicherung, unä zwar

€Zü■ä0h3t gegen das Land Nordrhein—„;stfalen, später gegen die

beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte gerich—
tet. Seine Klage wurde in zweiter Instanz abgewiesen‚—die Ref

‘vision zugelassen (Urteil des LSG. vom 1110.1958)3 Er/lagte‘;c

gen das Urteil des LSG., das ihm am 12. Februar 1959£zu5estellx

werden war, am 11. März 1959 Revision ein und begründete sie

am 1. April 1959. Er beantragte, unter Aufhebung der an„efochm
teran■atscheidung die Beigelaäene zu_ verurteilen, ihn f-r die

Zeit vom 14. Januar 1946 bis 7. August 1948 zur Nächver siche-

.
rung zu oringen, hilfsweise, festzustellen, uaß er für eiese

Zeit nachzuversichern war. Nach seiner Meinung ist_die F:ecnts—l

auffassung des Berufun*sgerichts, derjuristische'?orbersitunp"

dienst sei als "wissenschaftliche Ausbildung für äen Ebnunftl"

gen Beruf" eine Versicherungsfreie Tätigkeit (@ 1 AVG, % 1?2‘

Abs. 1 Nr. 5 EVO, beide in der Fassung der Vereinfachunxsvére

ordnung vom 17 3 1945) und werde deshalb von den % damals gel—

tenden - Vorschriften über die Nachversicherung (@ 1 Abs. 61‘

AVG a F., 5 1242 a EVO a. F. ) nicht mit erfaßt, nicht ri-„uig

und widerstreitet den Tendenzen der Ge3etze zur Neuregelung '

des Rechts eer Fentenversicherungen und des Grundgeset: zes. Da:
beklagte Land und die Beigelaäene beantragten, die Févi -ion '

‘auruckzuweisen. '

Lie Bevvi31on ist mlässig, aber unoegrundet. '*“"
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Dee LSG hat die_während des Verfahrens geänderten Anträge

des \1eöer mit Recht als zulässig erachtet (@ 99 Abs° 1 des
So"1e„cericnt scésetßes — SGG—)‚ Es durfte auch, obwohl der Klä—
ger ursyrunel1cn eine Verurteilung des beklagten Landes und erst

später eine Verurteilung der Beigeledenen erstrebte, davon abg‘.

sehen? die £erteistellung der Beteiligten richtigzustellen, weil
im.soetulgerichtliehen Verfahren ein beigelaäener Versicherungs—
trägeé wie ein Beklegter verurteilt werden kann (@ 75 Abs„ 333

Bié 1n„scheieunr des LSG„ ist im Ergebnis richtig und zutreffend

begründet° Der Kläge r ist 1948, also vor dem 1‚ März 1957 (Tag des
Inkrafttretens des neuen Nechversicherungsrechts, vgl° @ 9 AVG n.F.‚

% 7 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der .iem1eu1ve*si-Ä‘l‘L° }
„

cherung der Angestellten vom 23.201957 —Aan —) aus der versiche—

rung freien Beschäftigung ausgeschieden° Sein ézzspruch ist äaher
noo1„nech dem bis dahin in der früheren britischen Besetzulgszciie
ge1teruen Nechversic cherungsrecht zu beurteilen, ä.n„ nach 9 ? A■s.

6 AVGe‚F° in Vernincung mit 5 1242 e TVGa‚F. Diese Vorsc‘r;rif;en L:
sehe n eine Pflicnt zur Naehve 1e1c mrung in bestimmten Fällen var,

\

schl.ie en sie eher unter andere m
sus,

wenn während der in Frage

kommenden Zeiten die Versicherungsfreiheit schon deswegen best:1d,

weil die entgeltliche Beschäftigü.ng des sonst Berechtigten seine

.c:13£tlichen Ausbildung für den zukünftigen Beruf" diente
(@ 172 Abs„ 1 Nr. 5 RVG eoF.). Letzteres trifft auf den Kluger qu

Seine 3“SCldftlguno im Justizdienst des beklagten Landes diente
einer solchen Ausbildung° Der Senat hat bereits in einer früheren

Ent d1eidung (Urteil tom 10. 2 1960— 1 RA 23/59) klargestellt, daß

der für die Laufbahn des Richters und Steatsanwalts vorgeschriebe—

ne Vorbereitungsdienst eine wissenschaftliche Ausbildung für äen

zukünftigen Beruf darstellt «fng° auch BSG„ Urteil vom 11.3„1960

—3 11162/56 —)„ Er ist dabei der Rechtsprechungdes früheren
ieic?sversicherungsamts gefolgt, nach der eine Tätigkeit regelmä—

ßig dann als zur wissenschaftlichen Ausbildung gehörig angesehen

werden muß, wenn 51ie notwendiger Bestandteil einer Berufsausbildung

ist, bei der ein Hoe_h cnulstudium bestim.-end ist und im Mittel;unkt

steht° Auch eine überwiegend praktisch ausgerichtete Tätigkeit,

die einem Hochschulstudium nachfolgt, hat wissenschaftlichen Cl:—
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..rsnter, W91L äer Bäsc■äftigte während af1'eser Zeit 1erne
=n sol'!,

seinem snäteren Beruf nach wissenschaftlichen Keßho■en zu

eroeiten„ Das ist beim Vorbereitungsdienst für die Gerichts?
r are äer Fell° Er bildet mit dem vorausgegangeneniuni—

versität est udium e111en einhei olichen „erdegang und ern■lt

e seine Jrundlegen uns seine Genräge; er uietet den

rendaren Gelegenheit, unter Aufsicht una snleitung wis3en«

scnaft1 de es Denken en kon„reten Sechverhelten zu erproben

und wird dadurch wissenschaftlicheAusbildung° An dieser.Auf—

f"ssu1g hä1t 1er Senat - auch nach er11eutsr Pr*éafu1g ce* Sach—

a fest° Versicherungsfreien Vorbereitut sdiénee

n Beendigung ihres Kriegsdienstes auch sie ASses»()
Ü

Q
(D |

3)„ Sie befanden sich bis zur Ablegung der großen
?teatsyrüfurg weiterhin in der Ausbi dung (Nre I, 2 des Er"

le :ses über den Härteansgleich für Beamtenanvärter im Kr C.5%“

wehrdienst vom 15.2„1943 - Beutsche Jus tiz 1943 S. 125 }und;\

en übe xsu_amend„i- %standen insoweit, wovon auch die Betei1i*

susge1en‚ den Referendaren gleich ‚Der hläger wer als: in der

Zeit von Januar 1946 nis August 1948 auf Grund der Vor;c„rife
172 ibs‚ 1 Nr. 5 BVG 3.3. in fer 1V‚

versicherung sf1ei und ist folglich nicht nee muvensic1■w

T—_ten des “a 1 AEG“ Omnia,

\]

l‚‘
(‚"

'J

«‘ .

ns

wei1 dies das Gesetz für diesen Fall der Vers ic- evvng"nei

nicht vorsieh‘c° War der Kläger aber während der Besch3121

im Justizdienst wegen seiner wissensc heftlichen Ausbiläung

vers neruncDs1rei, dann sind auch nicht die besonderen Vor—

aussetz ngen gegeben, unter denen unterb1iebene Ra ave“31chew

runuen nachgeholt werden können (Art‚ 2 € 4 Abs. 2 An’“G in

Verbindung mit der Nachversieherunge—Härte—Veroränun@ vom„
_2R 701059}° äie 11echversicherung des Klägers ist näm1ich nic}

ceswegen
nnterhlieben,

weil er, wie dies Art° 23 4 its
2“

AnVKG vorenssetzt, freiwi11ig oäer in Unehren aus äem versie

cherunbs1_e1er Verhä1tn nis ausgeschieden ist; sondern Ceshä15,

wei1 er v:ährend seiner Bee häftigung in einem versicherungsé

freien Ausbildungsverhältnis gestanden hat‚_ ’ "‘ “'"

L net ist — wie schon bei seiner früheren'Er tscheiöung‘

("rtei1 vom 10.2„1960- 1 RA 23/59) — der Überz ugung, daß*

— 5,-
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dieses Ergebnis auch im Hinblick auf die inzwischen durch das

AnVNG erfolgte Neuregelung der Nachversicherung vertretbar bleibt

und keine höherrangigen Normen des Grundgesetzes verletzt, insbe—

sondere mit dem Gleichbehandlungssatz (Art° 3 Abs. 1 des Grund—
gesetzes) vereinbar ist. Das neue Nachversicherungsrecht gilt für
Referendare und Assessoren (K) nur dann, wenn sie nach dem Inkraft—

treten der Neuregelung, d.h° nach Februar 1957 aus der versiche—
rungsfreien Beschäftigung ausgeschieden sind; für die vorher Aus—
geschiedenen soll es nach der ausdrücklichen Gesetzesvorschrift
bei der alten Regelung bleiben (Art° 2 5 4 Abs. 1 AnVNG)° Daß be—

stimmte Beamtengruppen.dadurch hinsichtlich der Nachversicherung

unterschiedlich behandelt werden, nämlich je nachdem, ob sie vor
oder nach dem Stichtag aus dem Staatsdienst ausgeschieden sind,

mag zwar im Einzelfall nicht voll befriedigen, kann aber nicht da—
zu führen, daß nunmehr eine neue Auslegung der alten Vorschriften
zWingend geboten erscheint, Gründe, die einen solchen Wandel in

der Arslegung rechtfertigen könnten, vermag der Senat nicht zu er»
kennen° Die Einführung des Stichtages für die in Frage stehende

Regelung ist nicht willkürlich; es lassen sich dafür sachliche dr—
wäguhgen anfüh_ren° Wie der Senat_in dem erwähnten Urteil bereits

ausgeführt hat, dürfen gesetzliche Vergünstigungen, besonders wenn

sie sich finanziell erheblich auswirken, sehr wohl im wesentlichen

auf die Zukunft beschränkt eingeführt werden. Auch der vom Kläger

vorgetragene Vergleich, daß Personen, die in Unehren ausgeschieden

sind, hinsichtlich der Nachversicherung unter Umständen günstiger
gestellt sind als Referendare (Art° 2 5 4 Abs. 2 AnVNG), rechtfer—
tigt keine andere Beurteilung, Im Gegensatz zu dem Personenkreis,

für den diese Vorschrift gedacht ist, hat der Referendar durch die

Aufnahme des Vorbereitungsdienstes eine Beschäftigung gewählt, die

einem üblichen Dienst— oder Arbeitsverhältnis, das versicherungs—
}

rechtlich in jedem Fall geschützt sein und geschützt bleiben sollß3f“

nicht vergleichbar ist, sondern von vornherein seiner Aus— und Wei-

terbildung dient, im wesentlichen auf diesen Zweck beschränkt ist}

und deshalb nach dem früheren Recht versicherungsfrei war. Die daJ-"'

malige Regelung erscheint auch von der heutigen Sicht her unbedenk-

lich, ' ' "
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Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG°

Die Gebühr des Rechtsanwalts wird nach dem Gesetz zur Ände—

rung und Ergänzungkostenrechtlicher Vorschriften vom26. '
Juli 1957 nicht mehr vom Senat festgesetzt (Art.VIII 5 12‚‘

Art„ X 5 11 dieses Gesetzes)°
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